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Sachgebiet 82 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Götz, Franke (Osnabrück), Müller (Remscheid), Müller (Berlin), 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Burger, Lampersbach, Pohlmann und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. finanzielle Situation in der sozialen Krankenversicherung 

Die Ausgaben der gesetzlidien Krankenversicherung (GKV) 
wachsen in einem enormen Ausmaß. Sie stiegen im Zeitraum 
von 1960 bis 1973 von rd. 9,5 Mrd. DM auf rd. 43,0 Mrd. DM. 

Der Beitragssatz in der GKV liegt im Jahr 1974 - trotz dynami- 
sierter Beitragsbemessungsgrenze - für Versicherte mit An- 
spruch auf Lohnfortzahlung für die Dauer von mindestens sechs 
Wochen durch den Arbeitgeber im Schnitt bei 9,5 v. H. Im Jahr 
1960 lag der vergleichbare Beitragssatz bei 5,7 v. H. Dies ent- 
spricht einem Anstieg des Beitragssatzes um fast 70 v. H. 

Der von der Bundesregierung im Sozialbericht 1971 erst für das 
Jahr 1975 errechn ete Durchschnittsbeitrag von 8,3 v. H. ist somit 
bereits im Jahr 1973 erheblich überschritten worden. 

Die Höchstbeiträge (einschließlich Arbeitgeberanteil) sind in 
diesem Zeitraum sogar um über 370 v. H. gestiegen; von 37,75 
DM/Monat im Jahr 1960 auf 178,31 DM/Monat im Jahr 1974. 

Nach einer Dokumentation „Krankenversicherungs-Budget" des 
rheinland-pfälzischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit 
und Sport werden die Ausgaben der GKV auf der Grundlage 
einer vorsichtigen Schätzung im Jahre 1978 fast die 100-Mrd.- 
DM-Grenze erreichen. Der durchschnittliche Beitragssatz wird 
im gleichen Jahr die 13-Prozent-Marke überschreiten. Die 
Höchstbeiträge (einschließlich Arbeitgeberanteil) werden bei 
363,52 DM/Monat liegen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. a) Hält die Bundesregierung es angesichts dieser Entwick- 
lung für vertretbar, die im Gesetz (§§ 386, 388 bis 390 
RVO) eingebauten „Warnsignale" der Beitragssatz- 
höchstgrenze und der Garantiehaftung wie im Referen- 
tenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung vom 10. Juli 1974 vorgesehen ersatzlos zu 
streichen? 

b) Wie hoch ist die Zahl der anhängigen Rechtsverfahren 
und die Streitsumme auf Einhaltung der Garantiehaftung 


Druck; Thenöe Druck KG, 53 Bonn. Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2736 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


des Bundes, nachdem das Bundessozialgericht in dem 
Urteil vom 25. Mai 1972 — AZ: 3 RK 9/717 — entschieden 
hat, daß nicht die Gemeinden, sondern der Bund der Ga- 
rantieträger für die Ortskrankenkassen ist? 

c) Ist die Bundesregierung nicht vielmehr der Auffassung, 
daß die Vorschriften über die Beitragssatzhöchstgrenze 
und die Garantiehaftung so reformiert werden müßten, 
daß den rd. 1500 autonomen gesetzlichen Krankenkassen 
und den Beitragszahlern eine Hilfe vor einer ungebrem- 
sten und unkontrollierten Ausgaben- und Beitragssatz- 
entwicklung gegeben wird? 

d) Trifft es zu, daß der Bundesregierung von der „Sachver- 
ständigenkommission zur Weiterentwicklung der sozia- 
len Krankenversicherung" empfohlen worden ist, die 
Vorschriften über die Beitragssatzhöchstgrenzen und die 
Garantiehaftung nicht ersatzlos zu streichen? 

e) Trifft es zu, daß der Bundesregierung von der Sachver- 
ständigenkommission darüber hinaus vielmehr eine Re- 
formierung der Beitragssatzhöchstgrenzen und der Ga- 
rantiehaftung empfohlen worden ist, weil dadurch die 
Bundesregierung, die die Ausgaben und wichtige Ein- 
nahmen der Krankenversicherung vorprogrammiert, ins- 
besondere vor neuen Ausgabebeschlüssen an ihre Ver- 
antwortung gegenüber den Beitragszahlern erinnert 
würde? 

2. a) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ge- 

samtbelastung der Bürger auch durch die Beitragssätze 
in der gesetzlichen Krankenversicherung bestimmt wird? 
Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der Tatsache, daß der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung öffentlich davon spricht, daß die „Grenze 
der Belastbarkeit" der Beitragszahler erreicht sei, zu tun, 
um der drohenden Beitragssatzsteigerung in der GKV 
Einhalt zu gebieten? 

b) Was versteht die Bundesregierung unter „Grenze der 
Belastbarkeit"? Welche Kriterien bestimmen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung diese „Grenze"? Auf wel- 
che Untersuchungen und Bereiche stützt sie ihre Über- 
legungen? 

3. a) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Ko- 

stenauftrieb in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nur zum Teil auf eine bessere Gesundheitsversorgung 
der Bevölkerung zurückgeführt werden kann? 

b) Liegen der Bundesregierung Unterlagen darüber vor, 
welcher Teil der Kostenentwicklung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

— auf medizinische und pharmazeutische Fortschritte zu- 
rückzuführen, 

— was durch Preise und Einkommen bedingt und 

— auf eine evtl, medizinisch nicht erforderliche Inan- 
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spruchnahme durch die Versicherten zurückzuführen 
ist? 

Wenn nein, was gedenkt sie zu tun, um sich diese Unter- 
lagen zu beschaffen? 

4. a) Hält die Bundesregierung an ihrer Aussage fest, daß 

„die im Referententwurf des KVWG 1974 vorgesehene 
Neuregelung der Krankenversicherung der Rentner an- 
gesichts der Finanzlage der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung realisierbar" ist (vgl. Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage Drucksache 7/2466 vom 9. August 
1974)? 

Wenn nein, was hat die Bundesregierung bewogen, von 
dieser noch nicht einmal drei Monate alten Aussage Ab- 
stand zu nehmen? 

b) Räumt die Bundesregierung angesichts der Empfehlung 
der „Sachverständigenkommission zur Weiterentwick- 
lung der sozialen Krankenversicherung", die Rentenver- 
sicherung mit 80 V. H. an den Kosten der Krankenver- 
sicherung der Rentner zu beteiligen, ein, daß der Refe- 
rentenentwurf eines KVWG 1974 diesen Empfehlungen 
nicht Rechnung trägt? 

Wenn ja, worauf stützt sich die Bundesregierung, wenn 
sie trotzdem behauptet, „die Vorschläge des Entwurfs 
gehen auf Empfehlungen der Sachverständigenkommis- 
sion zur Weiterentwicklung der sozialen Krankenversi- 
cherung zurück" (vgl. Presseerklärung des BMA vom 
9. Juli 1974)? 

5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Mehrbelastung 
der gesetzlichen Krankenversicherung und die Entlastung 
der Rentenversicherung bis 1988 beim Zahnersatz aufgrund 
des Rehabilitations-Angleichungsgesetzes sowie aufgrund 
neuer Rechtsprechung der Sozialgerichte? 

6. Hat sie diese Entlastungen bei den Finanzvorausschätzungen 
zum Rentenanpassungsbericht 1975 voll berücksichtigt? 

7. a) Hält die Bundesregierung an ihrer Aussage fest, daß es 

„Aufgabe eines sozialen Rechtsstaates sei, dafür zu sor- 
gen, daß auch die Krankenhausleistungen für den Be- 
nutzer erschwinglich bleiben" und daß „Vorstellungen, 
die die Benutzer und ihre Krankenkassen über die Pflege- 
sätze mit zusätzlichen Milliarden-Beträgen belasten, un- 
sozial sind" (vgl. Gesundheitsbericht der Bundesregie- 
rung, 1971)? 

Wenn ja, wie beurteilt sie die Tatsache, daß die Pflege- 
sätze z. B. in Berlin von 1973 auf 1974 um 34,7 v. H. und 
z. B. in Rheinland-Pfalz um 20,6 v. H. gestiegen sind? 
b) Hält die Bundesregierung die im geltenden Krankenhaus- 
finanzierungsgesetz verankerten Wirtschaftlichkeits- 
kriterien für praktikabel? 

Wenn ja, worauf stützt sie ihre Auffassung? 

Wenn nein, welche praktikablen Kostenbremsen müssen 
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ihrer Auffassung nach verankert werden, um alle Betei- 
ligten bei Gewährleistung der Leistungsfähigkeit der 
Krankenhäuser zu einer kostengünstigen Krankenhaus- 
politik zu veranlassen? Was hat sie bisher getan, um 
diesen Zustand zu ändern? Mit welchem Ergebnis? 

8. a) Wie hat sich der Anteil des Bundes an den Aufwendun- 

gen für Mutterschaftsgeld je Fall von 1968 bis 1974 ent- 
wickelt? 

b) Hält die Bundesregierung die pauschalierte Kostenbetei- 
ligung des Bundes überhaupt auf die Dauer für vertret- 
bar? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
der Anteil des Bundes an den Kosten der Mutterschafts- 
hilfe - nicht zuletzt auch inflationsbedingt - von Jahr zu 
Jahr sinkt? 

9. Reichen die verfügbaren Grundlagen, Daten und Statistiken 
sowie die personelle Kapazität und das methodische Instru- 
mentarium im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung und im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit nach Auffassung der Bundesregierung aus, um 
hinreichende Systemanalysen, Kosten/Nutzen-Analysen und 
Effizienzbeurteilungen im Gesundheitswesen zu erhalten? 
Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sich 
das für eine sachgerechte Gesundheitspolitik unerläßliche 
Material zu beschaffen? 


Bonn, den 6. November 1974 


Dr. Götz 

Franke (Osnabrück) 

Müller (Remscheid) 

Müller (Berlin) 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Burger 

Lampersbadi 

Pohlmann 

Dr. Blüm 

Braun 

Dr. Hammans 

Horstmeier 

Kroll-Schlüter 

Dr. Müller-Hermann 

Frau Dr. Neumeister 

Frau Schleicher 

Frau Sdiroeder (Detmold) 

Frau Verhülsdonk 
Zink 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


4 



